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Droht der Staatsıntarkt?
Eın Gespräch mıt Professor Manfred Hättich
In der Pfingstwoche findet ın der Akademie für politische Bıl- oder Sar unmöglıch wiırd. Das trıtft VOr allem dann Z
dung ıIn [ utzıng se1ıt einıger eıt 21n SOg 5Symposium ZUYT WECNN das Verhältnis zwischen den verschiedenen Funk-
Zeıtdiagnose Das 5Symposium, das ınzwischen fast schon tiıonen nıcht wıderspruchsfrei 1St. Denn VOT allem be1l eıner

einer festen Tradition geworden ist, behandelt ın der Regel Funktionsbündelung miıt darın eingeschlossenen Wıder-
Fragen “ÜonNn brisanter polıtischer AkRtualıtat In “O / agesge- sprüchen entsteht eın Optimierungsproblem, das
schehen PLWAS abgehobener UN: vertiefender Form. Dieses schwerer lösen 1St, Je mehr ihm Maxımlerungserwar-
Jahr hieß das Thema „Staatsinfarkt?“ Am Rande des 'YmpO- tungen be1 den Leistungsadressaten, Iso be1 den BürgernS1UMS führte Davıd Seeber mi1t dem Direktor der Akademie, gegenüberstehen. Insotern gehören die Erwartungen der
Manfred Hälttich, der Ort auch ın die Thematık des ‚'ympoO- Adressaten auch selbst AA Kern des Problems. Letztlich
S1IUMS einführte, das Jolgende Gespräch. sınd die Ungleichgewichte, dıe A4US der Spannung ZWI1-

Herr Protessor Hättıch, Staatsıntarkt: dieses Wort schen Optimierungstendenzen un: Maxımlerungserwar-
tungen kommen. Diese Spannung 1St ın demokratischenwurde offenbar VO  S Ihnen kreiert und 1STt hıer INn Tutzıng Staaten (und Instıtutionen überhaupt) besonders AaUSBEC-thematisiert worden. Es klingt bedrohlıich. Droht dem

Staat tatsächlich LWAas WI1e€e eın Intfarkt? pragt, weıl dıejeniıgen, die mıttelbar der Erbringung
der Leistungen mıtwırken, auch selbst VOT dem Optimıe-

Hättich: Ob die Sıtuation bedrohlich ISt, WI1€ das Bıld rungsproblem stehen. Man ehilft sıch dabel häufig da-
VO Infarkt nahelegt, weılß ich nıcht. Ich habe auch mıt, dafß INa  —_ isoliıerte Maxımalforderungen tellt, weıl
bloß als Frage ftormuliert. Ich möchte damıt auf jeden Fall dies leichter 1St, als solche Forderungen 1m Verbund
nıcht einem Denken In Organısmustheorien Vorschub le1ı- verwirklichen. Maxımilerung geht oft auf Kosten VO
SteN, das sıch auf sozıale Gebilde WI1Ie den Staat U  S be- Optimıierung.
SreNZL anwenden läflst (Gemeıint 1St damıt, ob der moderne
Staat nıcht durch viele Funktionen überlastet 1St und „Man behilft sıch häufig damıt, dafß
ob VO  S ihm nıcht sehr viel mehr eEerwartet wiırd, als le1-
STtenNn kann.

Ina  > isolıerte Maxımalforderungen
stellt“

Überlastet VO der Entwicklung der Gesellschafrt Gegen 1ne solche Sıcht wiırd eingewandt, dies selenher, weıl mı1t der Komplexıtät des gesellschaftlichen 7u-
sammenlebens der Regelungsbedarf wächst, die Lei- Lenkungsprobleme 1ın demokratisch geführten Industrie-

ändern, denen INa  z mıt handwerklichen Miıtteln staatlı-stungsfähigkeit VO  a Staatsorganen und polıtiısch andeln-
den Personen un: Körperschafiten ber nıcht 1mM gleichen cher Organısatıon durchaus beikomme. S1ıe selen überdies

fast nıchts 1m Verhältnis dem, W as Entwıicklungsländeraße zunımmt oder deren Handlungstähigkeito be-
hiındert wırd? mıt viel abrupteren Umbrüchen auf dem Hıntergrund e1l-

CT sıch TSLT mühsam herausbildenden Staatlıchkeit un:
Hättich: Die Leistungstähigkeıit der Organe und der Teıl- auch Staatsbewußtseins be1l Regierenden un: Regıerten
instıtutionen des Staates wächst nıcht ıIn dem aße W1€e verkraften haben Dort könne INan, alleın schon WECNN
die Erwartungen der Bürger diese Teılınstiıtutionen INa  e} die großen Metropolen mıt ihren soz1ıalen un: polıtı-
und den Staat insgesamt. S1e g Gesellschaft, aber schen Problemen ansehe Mexıco Cıty, Manıla, Kınshasa
Gesellschaft esteht immer 4aU$S konkreten Menschen. Im- VO  - Infarkt reden, nıcht be] uns324  Interview  Droht der Staatsinfarkt?  Ein Gespräch mit Professor Manfred Hättich  In der Pfingstwoche findet in der Akademie für politische Bil-  oder gar unmöglich wird. Das trifft vor allem dann zu,  dung in Tutzing seit einiger Zeit ein sog. Symposium zur  wenn das Verhältnis zwischen den verschiedenen Funk-  Zeitdiagnose statt. Das Symposium, das inzwischen fast schon  tionen nicht widerspruchsfrei ist. Denn vor allem bei einer  zu einer festen Tradition geworden ist, behandelt in der Regel  Funktionsbündelung mit darin eingeschlossenen Wider-  Fragen von brisanter politischer Aktualität in vom Tagesge-  sprüchen entsteht ein Optimierungsproblem, das um so  schehen etwas abgehobener und vertiefender Form. Dieses  schwerer zu lösen ist, je mehr ihm Maximierungserwar-  Jahr hieß das Thema „Staatsinfarkt?“ Am Rande des Sympo-  tungen bei den Leistungsadressaten, also bei den Bürgern  siums führte David Seeber mit dem Direktor der Akademie,  gegenüberstehen. Insofern gehören die Erwartungen der  Manfred Hättich, der dort auch in die Thematik des Sympo-  Adressaten auch selbst zum Kern des Problems. Letztlich  siums einführte, das folgende Gespräch.  sind es die Ungleichgewichte, die aus der Spannung zwi-  HK: Herr Professor Hättich, Staatsinfarkt: dieses Wort  schen Optimierungstendenzen und Maximierungserwar-  tungen kommen. Diese Spannung ist in demokratischen  wurde offenbar von Ihnen kreiert und ist hier in Tutzing  Staaten (und Institutionen überhaupt) besonders ausge-  thematisiert worden. Es klingt bedrohlich. Droht dem  Staat tatsächlich so etwas wie ein Infarkt?  prägt, weil diejenigen, die mittelbar an der Erbringung  der Leistungen mitwirken, auch selbst vor dem Optimie-  Hättich: Ob die Situation so bedrohlich ist, wie das Bild  rungsproblem stehen. Man behilft sich dabei häufig da-  vom Infarkt nahelegt, weiß ich nicht. Ich habe es auch  mit, daß man isolierte Maximalforderungen stellt, weil  bloß als Frage formuliert. Ich möchte damit auf jeden Fall  dies leichter ist, als solche Forderungen im Verbund zu  nicht einem Denken in Organismustheorien Vorschub lei-  verwirklichen. Maximierung geht so oft auf Kosten von  sten, das sich auf soziale Gebilde wie den Staat nur be-  Optimierung.  grenzt anwenden läßt. Gemeint ist damit, ob der moderne  Staat nicht durch zu viele Funktionen überlastet ist und  „Man behilft sich häufig damit, daß  ob von ihm nicht sehr viel mehr erwartet wird, als er lei-  sten kann.  man isolierte Maximalforderungen  stellt“  HK: Überlastet von der Entwicklung der Gesellschaft  HK: Gegen eine solche Sicht wird eingewandt, dies seien  her, weil mit der Komplexität des gesellschaftlichen Zu-  sammenlebens der Regelungsbedarf wächst, die Lei-  Lenkungsprobleme in demokratisch geführten Industrie-  ländern, denen man mit handwerklichen Mitteln staatli-  stungsfähigkeit von Staatsorganen und politisch handeln-  den Personen und Körperschaften aber nicht im gleichen  cher Organisation durchaus beikomme. Sie seien überdies  fast nichts ım Verhältnis zu dem, was Entwicklungsländer  Maße zunimmt oder deren Handlungsfähigkeit sogar be-  hindert wird?  mit viel abrupteren Umbrüchen auf dem Hintergrund ei-  ner sich erst mühsam herausbildenden Staatlichkeit und  Hättich: Die Leistungsfähigkeit der Organe und der Teil-  auch Staatsbewußtseins bei Regierenden und Regierten  institutionen des Staates wächst nicht in dem Maße wie  zu verkraften haben. Dort könne man, allein schon wenn  die Erwartungen der Bürger an diese Teilinstitutionen  man die großen Metropolen mit ihren sozialen und politi-  und an den Staat insgesamt. Sie sagen Gesellschaft, aber  schen Problemen ansehe — Mexico City, Manila, Kinshasa  Gesellschaft besteht immer aus konkreten Menschen. Im-  —, von Infarkt reden, nicht bei uns ...  mer mehr Menschen aber machen die Erfahrung, und sie  wird ihnen auch durch Bildung vermittelt, daß in unseren  Hättich: Das ist eben die Frage, ob alle Lenkungspro-  bleme bei uns — handwerklich wie Sie sagen — lösbar sind.  Industriegesellschaften alles miteinander zusammenhängt  Natürlich zeichnen sich die Probleme in der Dritten Welt  und daß irgendwie alles aufeinander wirkt, und weil das  nicht nur anders, sondern noch schärfer ab. Die Länder  so ist, alles irgendwie auch vom Staat gesteuert werden  muß. Meine skeptische Frage ist, ob damit der Staat, die  der Dritten Welt sind in einen beschleunigten Zivilisa-  tionsprozeß eingetreten, von dem man nicht weiß, wohin  staatlichen Teilsysteme und Institutionen nicht überfor-  er sie ım Vergleich zur atlantischen Industriewelt führt.  dert werden, weil die Erwartungen an die Leistungsfähig-  Und natürlich gilt vor allem für dort, daß die Strukturen  keit des Staates zu hoch sind und es deswegen zu  der Verwaltung und des Staates nicht im gleichen Tempo  Funktionsüberlastung kommt, die die Funktionsfähigkeit  des Staates gefährden.  gewachsen sind wie die zu ordnenden Sachbereiche und  Problemfelder. Aber das muß sich ja nicht widersprechen.  HK: Wo liegt der Kern der Überlastung, das Zentrum der  Die Tatsache, daß dort die Probleme unvergleichlich grö-  Überforderung seiner Leistungsfähigkeit?  ßer sind, macht die unsrigen nicht kleiner.  Hättich: Zunächst in einer Kumulation von Funktionen.  HK: Die kürzeste Infarktdefinition, die ich in einem me-  Diese droht die Grenze zu überschreiten, ab der eine kon-  dizinischen Wörterbuch gefunden habe, lautet: Absterben  sistente Vorstellung vom Zweck der Institution erschwert  eines — lebenswichtigen - Organs oder Organteils infolgeINCT mehr Menschen ber machen die Erfahrung, und S$1Ee
wırd ihnen auch durch Bıldung vermuittelt, dafß 1n uUunNnseren

Hättich: Das 1STt ben die Frage, ob alle Lenkungspro-
bleme be] uns handwerklich WI1e S1e SCH lösbar sındIndustriegesellschaften alles mıteiınander zusammenhängt Natürlich zeichnen sıch die Probleme ıIn der Drıtten Weltrtund da{f ırgendwie alles auteinander wırkt, un weıl das nıcht 1U  — anders, sondern noch schärter ab Dıie LänderISt, alles ırgendwıe auch VO Staat DESTLEUET werden

mu{fß Meıne skeptische Frage ISt, ob damıt der Staat, die der Drıtten elt sınd In einen beschleunigten Zıivıilısa-
tiıonsprozelß eingetreten, VO  S dem INa  ; nıcht weıl, wohinstaatlıchen Teıilsysteme und Instiıtutionen nıcht überfor- S1e 1mM Vergleıich ZUur atlantıschen Industriewelt führtdert werden, weıl die Erwartungen dıe Leistungsfähig- Und natürliıch galt VOT allem für dort, da{fß dıe Strukturenkeıt des Staates hoch sınd und deswegen der Verwaltung und des Staates nıcht 1mM yleichen TempoFunktionsüberlastung kommt, die die Funktionsfähigkeit

des Staates gefährden. gewachsen sınd WI1e die ordnenden Sachbereiche und
Problemtelder. Aber das mu{ß sıch Ja nıcht wıdersprechen.

Wo lıegt der Kern der Überlastung, das Zentrum der Die Tatsache, da{fß dort dıe Probleme unvergleichlich ZrÖ-
Überforderung seıner Leistungstfähigkeıit? er sınd, macht die unsrıgen nıcht leiner.
Hättich: Zunächst ın eıner Kumulatıon VO  a Funktionen. Dıie kürzeste Infarktdefinition, die iıch iın einem
Dıiese droht die Grenze überschreıten, a b der i1ne kon- dizınıschen Wörterbuch gefunden habe, lautet: Absterben
s1ıstente Vorstellung VO Zweck der Instıtution erschwert eines lebenswichtigen Organs oder Organteıls infolge
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unzureichender oder Sanz unterbrochener Blutzufuhr Zusammenhalt 1m demokratischen Steaats die WIr nıcht
(wegen Verstopfung VO Blutgefäßen). Nımmt INa  — das terschätzen sollten. S1e werden zudem Z Teıl Ver-
Biıld wörtlıch, dann gyeht dabe] SAlr nıcht sehr schärft ıIn der Politikvermittlung durch dıe Medien; diese
Überlastung oder Belastbarkeit VO Urganen sıch, SO1MN- selektieren nach ZSanz eigenen Krıterien. Für S$1e 1sSt ENL-

dern, auf den Staat bezogen, dıe Frage;, ob nıcht- scheıdend, W 3asSs sensatıonell ISt; weıl das mehr Aufmerk-
UEn mangelnder Blutzutuhr durch den Bürger leidet bzw samkeıt auf sıch zıeht, und Ende mu{fß keıne Entschei-
ob Bürger gyerade dem demokratischen Staat genügend dung stehen
Aufmerksamkeıit, Miıtdenken un: dıe nötıge Loyalıtät
kommen lassen Sınd das INn jeder Beziehung objektive Sachverhalte,

oder 1St dıe Stımmung un die Reflexion über die Sachver-
Hättich: Da bringen S1e sechr verschiedene Kategorıen 1Ns halte nıcht dramatıscher, als diese selbst sind? Ich
Spıel Autmerksamkeit wırd dem Staat in unseren Breıten meıne, die Institutionen tunktionieren Überlastung,
nıcht Der Staat erfährt 05 yroße Autftmerk- Verwerfungen zwıischen Bürgern un ihnen und
samkeıt selıtens der Bürger. S1ıe machen ihn Ja möglıchst aller Schwierigkeıiten be] der Gesetzgebung, In Par-
für es verantworrtlıich. Mıtdenken 1St ein anderes Pro- lamenten und be] der Verwaltung besser, als 1ne In VGT=
blem ber uch da hat sıch durch die Weıterführung des bundenen Interessen- un Meınungsgegensätzen lebende
Demokratisierungsprozesses ein1ges geändert. Und —- Bevölkerung un: besser auch als reflektierende Intel-
türlıch hat Miıtdenken uch Grenzen, notwendıge (Gren- lektuelle wahrhaben wollen
Z [0)88 räuchten WIr nıcht zwıschen Politikern und Hättich: Es 1St schon möglıch, obwohl sıch vieles dagegenpolıtıischen Laıen, sprich Bürgern, unterscheiden. Und einwenden läßt, da WIr die Dınge dramatischer sehen, alsLoyalıtät ISTt nochmal iıne andere Kategorıie. Da geht S1Ee gegenwärtig schon sınd. Aber bleıbt dann immerauch geistig-seelısche AftfınıtätZ Staat. Der Begriff noch die Kraee: ob diese NC Wahrnehmung nıcht iıneder Verstopfung erscheint mIır allerdings nıcht abwegıg. ZuLE Portion Antızıpatıon kommender Probleme 1St EsDıiıe Informationen beispielsweise, die heute nıcht L1UT auf

wAare dies auch nıcht das Mal Wenn Bürger,Bürger, sondern auf staatlıche Institutionen zuströmen, „schlichte“ Bürger, das Geftühl haben, der Staat schaffe,un: WAar INn diffuser Menge zweckrationalısıert, sınd VO
WAas VO  e ihm erwartet wırd, alles nıcht mehr riıchtig, danneiner solchen Fülle, da{fß INa  s sıch kaum noch vorstellen 1STt nıcht eiınmal entscheıidend, ob das objektiv richtig 1Stkann, daß ine Einzelinstitution diese noch planvoll oder nıcht. Es schwächt auf jeden Fall das Vertrauenverarbeıten vVeErmas

Also droht der Infarkt doch wenıger VO der Funk-Institutionen mussen auch selektieren können, dafür
sınd sS1e daInterview  325  ——  unzureichender oder ganz unterbrochener Blutzufuhr  Zusammenhalt im demokratischen Staat, die wir nicht un-  (wegen Verstopfung von Blutgefäßen). Nimmt man das  terschätzen sollten. Sie werden zudem zum Teil ver-  Bild wörtlich, dann geht es dabei gar nicht so sehr um  schärft in der Politikvermittlung durch die Medien; diese  Überlastung oder Belastbarkeit von Organen an sich, son-  selektieren nach ganz eigenen Kriterien. Für sie ist ent-  dern, auf den Staat bezogen, um die Frage, ob er nicht un-  scheidend, was sensationell ist, weil das mehr Aufmerk-  ter mangelnder Blutzufuhr durch den Bürger leidet bzw.  samkeit auf sich zieht, und am Ende muß keine Entschei-  ob Bürger gerade dem demokratischen Staat genügend  dung stehen ...  Aufmerksamkeit, Mitdenken und die nötige Loyalität zu-  kommen lassen  HK: Sind das in jeder Beziehung objektive Sachverhalte,  oder ist die Stimmung und die Reflexion über die Sachver-  Hättich: Da bringen sie sehr verschiedene Kategorien ins  halte nicht dramatischer, als es diese selbst sind? Ich  Spiel. Aufmerksamkeit wird dem Staat in unseren Breiten  meine, die Institutionen funktionieren trotz Überlastung,  nicht entzogen. Der Staat erfährt sogar große Aufmerk-  trotz Verwerfungen zwischen Bürgern und ihnen und  samkeit seitens der Bürger. Sie machen ihn ja möglichst  trotz aller Schwierigkeiten bei der Gesetzgebung, in Par-  für alles verantwortlich. Mitdenken ist ein anderes Pro-  lamenten und bei der Verwaltung besser, als eine in ver-  blem. Aber auch da hat sich durch die Weiterführung des  bundenen Interessen- und Meinungsgegensätzen lebende  Demokratisierungsprozesses einiges geändert. Und na-  Bevölkerung und besser auch als es reflektierende Intel-  türlich hat Mitdenken auch Grenzen, notwendige Gren-  lektuelle wahrhaben wollen  zen: sonst bräuchten wir nicht zwischen Politikern und  Hättich: Es ist schon möglich, obwohl sich vieles dagegen  politischen Laien, sprich Bürgern, zu unterscheiden. Und  einwenden läßt, daß wir die Dinge dramatischer sehen, als  Loyalität ist nochmal eine andere Kategorie. Da geht es  sie gegenwärtig schon sind. Aber es bleibt dann immer  auch um geistig-seelische Affinität zum Staat. Der Begriff  noch die Frage, ob diese unsere Wahrnehmung nicht eine  der Verstopfung erscheint mir allerdings nicht abwegig.  gute Portion Antizipation kommender Probleme ist. Es  Die Informationen beispielsweise, die heute nicht nur auf  wäre dies auch nicht das erste Mal. Wenn Bürger,  Bürger, sondern auf staatliche Institutionen zuströmen,  „schlichte“ Bürger, das Gefühl haben, der Staat schaffe,  und zwar in diffuser Menge zweckrationalisiert, sind von  was von ihm erwartet wird, alles nicht mehr richtig, dann  einer solchen Fülle, daß man sich kaum noch vorstellen  ist es nicht einmal entscheidend, ob das objektiv richtig ist  kann, daß eine Einzelinstitution diese noch planvoll zu  oder nicht. Es schwächt auf jeden Fall das Vertrauen ...  verarbeiten vermag ...  HK: Also droht der Infarkt doch weniger von der Funk-  HK: Institutionen müssen auch selektieren können, dafür  sind sie da ...  tionsüberlastung als solcher als von der Art, wie Bürger in  das, was im Staate und vom Staate her geschieht, invol-  viert sind ...  Hättich: Ja, nur wenn gleichzeitig die Entwicklung dahin  geht, daß man sagt, es muß das Fremdverhältnis zwischen  Hättich: Genau das ist der entscheidende Punkt, denn in-  Staatsinstitution und Bürger möglichst aufgehoben oder  volviert sind sie so oder so. Deshalb führt die Unterschei-  wenigstens minimalisiert werden und der Staat müsse  dung, was ist objektiv richtig und was ist nur Wahrneh-  durchlässig sein und möglichst alles aufnehmen, was aus  mung, nicht sehr weit. Der Staat ist ja nicht wie eine  der Bürgerschaft kommt, dann kann es schon passieren,  Maschine oder ein Gerät mit einem Funktionsplan, von  daß es schlicht zuviel wird, daß vor allem der Teil, der von  dem man von vornherein weiß, daß es seine Funktionen  den Problemlösungen unbefriedigt bleibt, immer größer  auch erfüllt, weil bestimmte Politiker oder bestimmte  wird. Die Tendenz scheint bei uns in der Bundesrepublik  Gruppen aus der Gesellschaft, die Parteien und andere, es  noch nicht akut zu sein, aber es gibt Anzeichen dafür, daß  sie zunimmt ...  bedienen. Deswegen wirkt die Frage, wie einzelne Grup-  pen in der Bevölkerung oder die Mehrzahl der Bürger die  Organisation des Staates und seine Funktionsfähigkeit  „Die Unterscheidung, was objektiv  einschätzen, imme(r in dessen Funktionsfähigkeit selbst  hinein  richtig und was nur Wahrnehmung ist,  HK: Ist das Hauptproblem zwischen Bürger und Staat  führt nicht weıt“  heute im Grunde nicht dies: Je komplexer die Probleme  HK: An welche Anzeichen denken Sie konkret?  und die Handlungsabläufe, um so mehr bedarf es, um an  Hättich: An die Tatsache z. B., daß zwischen persönlichen  einen Ausdruck von Niklas Luhmann anzuknüpfen, der  Reduktion von Komplexität durch Vertrauen. Je komple-  Bedürfnissen, die sich als Lebensgefühl oder als Partiku-  larinteresse über diverse Gruppen artikulieren, und dem,  xer die Sachverhalte, um so schwieriger ist es aber auch  mit dem Vertrauen, gerade weil staatliche Institutionen  was der Staat als Garant des Gemeinwohls leisten kann,  nicht hinreichend unterschieden wird und die Neigung  wie Institutionen überhaupt keine automatisierten Appa-  rate sind, sondern auch, wo es sich um Apparate handelt,  wächst, vom Staat vor allem das einzufordern, was aus  subjektivem Blickwinkel Vorrang hat, und das in maxi-  von Menschen getragen werden?  malster Form. Hier entstehen Gefahren für den inneren  Hättich: In der Tat. Aber das ist natürlich auch eine Fragetıonsüberlastung als solcher als VO der Art WI1IEe Bürger ın

das, W Aas 1im Staate un VO Staate her gyeschieht, invol-
viert sındHättıich: Ja, LLUTE WE gleichzeıtig die Entwicklung dahın

geht, da{fß INa  z Sagl, mu{fß das Fremdverhältnis zwıschen Hättich: Genau das 1St der entscheidende Punkt, denn 1N-Staatsınstitution un: Bürger möglıchst aufgehoben oder volviert sınd S$1e oder Deshalb führt die Untersche1i-wenıgstens mınımalısıert werden un: der Staat MUSSeEe dung, W as 1St objektiv richtig un: W as 1St NUr Wahrneh-durchlässıg se1ın un: möglıchst es aufnehmen, Was 4US$
INUNS, nıcht csehr welılt. Der Staat 1St Ja nıcht WIeEe i1neder Bürgerschaftt kommt, dann kann schon passıeren, Maschine oder eın Gerät MmMI1t einem Funktionsplan, VO  =)da{fß schlicht zuvıel wırd, da{fß VOT allem der Teıl, der VO  Z dem INa  5 VO vornhereın weıls, da{fß seiıne Funktionenden Problemlösungen unbefriedigt le1bt, immer größer auch erfüllt, weıl bestimmte Politiker oder bestimmtewiırd. Dıie Tendenz scheint be] uUunNns 1n der Bundesrepublık Gruppen 4US der Gesellschaft, die Parteıen un: andere,noch nıcht akut se1n, ber o1bt nzeiıchen dafür, da{fß

S1e zunımmt bedienen. Deswegen wiırkt die Frage, WI1Ie einzelne Grup-
pCN ın der Bevölkerung oder dıe Mehrzahl der Bürger dıe
Organısatıon des Staates un: seıne Funktionsfähigkeıt

„Die Unterscheidung, W 9AS objektiv einschätzen, imme{r In dessen Funktionsfähigkeıit selbst
hıneıinriıchtig un W AS 1Ur Wahrnehmung ISt,

Ist das Hauptproblem zwıschen Bürger un Staatführt nıcht weıt“ heute 1Im Grunde nıcht dies Je komplexer dıe Probleme
An welche Anzeıiıchen denken S1e konkret? un: die Handlungsabläufe, mehr bedarf C

Hälttich: An dıe Tatsache B., da{fß zwıschen persönlıchen eınen Ausdruck VO  $ Nıklas Luhmann anzuknüpfen, der
Reduktion VO  — Komplexıtät durch Vertrauen. Je komple-Bedürfnıissen, dıe sıch als Lebensgefühl oder als Partiıku-

larınteresse über dıverse Gruppen artıkulieren, und dem, xXxer dıe Sachverhalte, schwieriger 1St ber uch
mIıt dem Vertrauen, gerade weıl staatlıche Instiıtutiıonen

W as der Staat als (Garant des Gemeinwohls eısten kann,
nıcht hinreichend unterschieden wırd un die Neıigung WI1€e Institutionen überhaupt keıine automatısıerten Appa-

KAaLe sınd, sondern auch, sıch Apparate andelt,wächst, VO Staat VOT allem das einzufordern, W as 4US

subjektivem Blickwinkel Vorrang hat, un: das ın MAaX1- VO Menschen werden?

malster Form Hıer entstehen Getahren für den inneren Hättich: In der Tat Aber das 1St natürlich auch 1ne Frage
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des ernens. Zum Beıspıel mussen wiırd, WECNN WITr inner- schaften nıcht eın estimmtes Quantum VO  —$ Symbolen, 1ın
halb der repräsentatıven Demokratie 1mM Sınne des „mehr denen sıch Identitizıerungsmöglichkeiten ausdrücken?
Demokratie wagen ” den VWeg VO mehr Partızıpation R> Mır scheint gerade das eın anthropologischer Grundsach-
hen wollen, 1ne Menge lernen über die Funktionsgesetze verhalt se1In. Mır 11l nıcht einleuchten, dafß sıch das
der repräsentatıven Demokratıie und die Möglıchkeiten gerade ın uUuNserer eıt ändern soll Das 9W irgend-
aktıver Teılnahme iıhr Wır sollen uUunNns nıcht arüber be- welche revolutiıonıerenden Gruppen erfinden, 1ST doch,
klagen, WEeNN Bürger, die sıch be1 einem estimmten Pro- da{fß sS1e Plakate mıt irgendwelchen Personen nehmen, hre
blem, der Kernenergı1e oder der Rüstungsbegrenzung Namen rüllen und mI1t ihnen durch die Straßen zıiehen.

Br stark engagıeren, sıch VOT allem LWAas CNSA- Natürlıch braucht der Staat solche Symbole nıcht, WEeNnN

o]eren. Dies 1St auch leichter und insotern als Verhalten S1e die Menschen nıcht brauchen; ber die Menschen
natürlıch. Aber Bürger un Politiker mussen auch die (Ge- brauchen S1e
fahren sehen un: realısıeren, In dıe solche Reduktion VO Ich finde die weıtgehend zurückgenommene Staats-Komplexıtät ın der Regel tführt nämlıch 1mM Engagement
1U  - noch das ine Fragment sehen, für das INa  — sıch symbolık der Bundesrepublik, die sıch vornehmlich beim

Grundgesetz konzentriert, sehr wohltuend un: sehegagıert. Da wırd dann nıcht mehr dıskutiert, sondern 19808 darın gegenüber der aufdringlicheren Symbolık anderernoch 1n Fragmenten gedacht und geurteılt. Dıie Überle- Staaten einen Gewıinn
SUNgCH über die Folgen solchen Verhaltens für andere Be-
reiche bleiben außen MOS Ofrt wırd dann überhaupt nıcht Hättich: Ich auch, zumal iıch noch anders erlebt habe
mehr dıiskutiert, sondern 1Ur noch mıt Parolen gyearbeıtet Wır alle Iroh, als mıiıt der Überfrachtung des
un derN Staat einem Problem oder der Spiıtze Staates mI1t Symbolen nach 1945 vorbeı Wa  Z Nur: dıe de-
eines Problems mokratıisch gewiıß gefestigten Amerıkaner haben dıe Star-

kere Symbolık auch, und ich frage miıch, ob nıcht 1ıne
Verarmung des Lebens ISt, WECNN Symbolık völlıg ausläuft.„Alle Großorganisationen, auch der
Wenn iıne Famiıulıe keine Gelegenheıt mehr hat, ıhr ZnStaat, werden heute als ri1esige sammenleben 1in Symbolen auszudrücken, und se1l auchLeistungsbetriebe angesehen” 1U In Form eines leinen Geburtstags- oder Weıihnachts-
geschenks, dann verarmıt ihr Zusammenleben. Der StaatHK: Aber auch Protest, der negatıv, Iso auf Verhinde-

rung Aaus ISt, kann Lernprozesse erzwıngen und adurch 1St ‚War keıne Famılıe, insofern hınkt der Vergleıch. Aber
jeder Betrieb und jeder Sportvereın raucht 1U einma|lMiıßfstrauen un: Verdrossenheit gegenüber dem Staat ab-

bauen helten. Selbst Demonstrationskosten amortisıieren Symbole, Zusammengehörigkeıt auszudrücken, auch
WEeNN INa  i noch sovıel Krach untereinander hat So auchsıch In Demokratıen ırgendwann326  Interview  des Lernens. Zum Beispiel müssen wird, wenn wir inner-  schaften nicht ein bestimmtes Quantum von Symbolen, in  halb der repräsentativen Demokratie im Sinne des „mehr  denen sich Identifizierungsmöglichkeiten ausdrücken?  Demokratie wagen“ den Weg von mehr Partizipation ge-  Mir scheint gerade das ein anthropologischer Grundsach-  hen wollen, eine Menge lernen über die Funktionsgesetze  verhalt zu sein. Mir will nicht einleuchten, daß sich das  der repräsentativen Demokratie und die Möglichkeiten  gerade in unserer Zeit ändern soll. Das erste, was irgend-  aktiver Teilnahme an ihr. Wir sollen uns nicht darüber be-  welche revolutionierenden Gruppen erfinden, ist doch,  klagen, wenn Bürger, die sich bei einem bestimmten Pro-  daß sie Plakate mit irgendwelchen Personen nehmen, ihre  blem, der Kernenergie oder der Rüstungsbegrenzung  Namen brüllen und mit ihnen durch die Straßen ziehen.  z.B., stark engagieren, sich vor allem gegen etwas enga-  Natürlich braucht der Staat solche Symbole nicht, wenn  gieren. Dies ist auch leichter und insofern als Verhalten  sie die Menschen nicht brauchen; aber die Menschen  natürlich. Aber Bürger und Politiker müssen auch die Ge-  brauchen sie.  fahren sehen und realisieren, in die solche Reduktion von  HK: Ich finde die weitgehend zurückgenommene Staats-  Komplexität in der Regel führt: nämlich im Engagement  nur noch das eine Fragment zu sehen, für das man sich en-  symbolik der Bundesrepublik, die sich vornehmlich beim  Grundgesetz konzentriert, sehr wohltuend und sehe  gagiert. Da wird dann nicht mehr diskutiert, sondern nur  darin gegenüber der aufdringlicheren Symbolik anderer  noch in Fragmenten gedacht und geurteilt. Die Überle-  Staaten einen Gewinn  gungen über die Folgen solchen Verhaltens für andere Be-  reiche bleiben außen vor. Oft wird dann überhaupt nicht  Hättich: Ich auch, zumal ich es noch anders erlebt habe.  mehr diskutiert, sondern nur noch mit Parolen gearbeitet  Wir alle waren froh, als es mit der Überfrachtung des  und der ganze Staat an einem Problem oder an der Spitze  Staates mit Symbolen nach 1945 vorbei war. Nur: die de-  eines Problems gemessen  mokratisch gewiß gefestigten Amerikaner haben die stär-  kere Symbolik auch, und ich frage mich, ob es nicht eine  Verarmung des Lebens ist, wenn Symbolik völlig ausläuft.  „Alle Großorganisationen, so auch der  Wenn eine Familie keine Gelegenheit mehr hat, ihr Zu-  Staat, werden heute als riesige  sammenleben in Symbolen auszudrücken, und sei es auch  Leistungsbetriebe angesehen“  nur ın Form eines kleinen Geburtstags- oder Weihnachts-  geschenks, dann verarmt ihr Zusammenleben. Der Staat  HK: Aber auch Protest, der negativ, also auf Verhinde-  rung aus ist, kann Lernprozesse erzwingen und dadurch  ist zwar keine Familie, insofern hinkt der Vergleich. Aber  jeder Betrieb und jeder Sportverein braucht nun einmal  Mißtrauen und Verdrossenheit gegenüber dem Staat ab-  bauen helfen. Selbst Demonstrationskosten amortisieren  Symbole, um Zusammengehörigkeit auszudrücken, auch  wenn man noch soviel Krach untereinander hat. So auch  sich in Demokratien irgendwann ...  ım Staat; ganz ohne Staatssymbole geht es nicht.  Hättich: Dies ist nicht auszuschließen. Aber ich bin nicht  sicher, ob so sehr viel zur Problemreduktion auf rationale  „Großgesellschaften lassen sich nicht  Weise beigetragen wird. Mir scheint das letztlich ein an-  thropologisches Problem zu sein, eine Frage rationaler  so dezentralisieren, daß sie ın kleinen  Bereichen überschaubar sind“  Einstellung zum Gemeinwesen, der Spannung zwischen  subjektivem Wirklichkeitsbezug und politischem Wirk-  HK: Liegt die Grundspannung nicht wo anders; nicht in  lichkeitsverständnis. Vor Jahren hieß es ja noch unter jun-  gen Leuten, gehst du heute abend zur Demo, wie man  einem Zuviel oder Zuwenig an Symbolik, die Gemeinwe-  senbewußtsein schafft, sondern darin, daß für den Durch-  sonst in die Disco geht. Aber es ist sicher richtig: Man  darf aus bloßem Meckern noch keine Staatsverdrossen-  schnittsbürger der Staat zum Ausdruck all dessen gewor-  den ist, was wir oft recht unspezifisch Großorganisatio-  heit machen. Im Königreich Bayern z. B. war die Loyalität  nen nennen? Von ihnen wird einerseits Dienstleistung,  zum Königshaus durchaus mit dauerndem Schimpfen  Versorgung erwartet, anderseits fürchtet man die institu-  über dieses verbunden. Trotzdem war der König unum-  tionelle Überwältigung durch sie, die „Kolonisierung der  strittenes Identifizierungssymbol. Wie weit solche Identi-  Lebenswelt“ (Jürgen Habermas) durch sie oder gar die In-  fikation im heutigen Staat noch möglich ist, wieweit es  fragestellung der Existenzbedingungen  überhaupt noch solche wirksamen Symbole gibt, ist eine  andere Frage. Jedenfalls sind die Gelegenheiten, wo so et-  Hättich: Dies ist ein wichtiger Punkt, der nicht nur den  was zum Ausdruck kommt, selten.  Staat, sondern das Verhältnis zur Öffentlichkeit, zur Po-  litik insgesamt berührt; das hebt aber den Mangel an  HK: Muß der demokratische Staat nicht von vornherein  Komplexitätsreduktion durch Symbole nicht auf. Im Ge-  weitgehend ohne solche Identifikationssymbole auskom-  genteil! Das Problem wird so eher noch verschärft, weil  men bzw., wenn er sie braucht oder der Bürger sie  braucht, muß dann nicht ein eher unauffälliger Gebrauch  die ınneren Solidaritätsstrukturen im Gemeinwesen ge-  schwächt werden. Alle Großorganisationen, so auch der  davon gemacht werden?  Staat, werden heute als riesige Dienstleistungsbetriebe an-  Hättich: Was heißt da muß? Brauchen Menschen bei aller  gesehen, bei denen man Leistungen abruft. In sie muß  Zurechnung zu Gruppierungen, Richtungen, Gemein-  man zwar, z. B. in eine Versicherung, etwas hineingeben,1m Staat: ganz ohne Staatssymbole geht nıcht.

Hälttıch: Dıies 1sSt nıcht auszuschließen. ber ich bın nıcht
sıcher, ob sehr viel ZUr Problemreduktion auf ratiıonale „Großgesellschaften lassen sıch nıchtWeıse beigetragen wırd Mır scheıint das letztlich eın —

thropologisches Problem se1n, iIne Frage rationaler dezentralıisıeren, da{fß S$1€e In kleinen
Bereichen überschaubar sınd“Eınstellung ZUuU Gemeınwesen, der Spannung zwıischen

subjektivem Wırklichkeitsbezug un polıitischem Wırk- Liegt die Grundspannung nıcht anders; nıcht Inlıchkeitsverständnıis. Vor Jahren hıefß Ja noch Jun-
SCH Leuten, gehst du heute abend ZU  — Demo, WwW1€e 180023  -

einem Zuviel oder Zuwenıg Symbolık, die GemelLnwe-
senbewulßfitsein schafft, sondern darın, da{ß für den Durch-

on 1ın dıe Diısco geht Aber 1ST siıcher richtig: Man
darft A4US bloßem Meckern noch keıne Staatsverdrossen- schnıttsbürger der Staat ZzUuU Ausdruck al dessen OIL-

den ISt, W as WITr oft recht unspeziıfıisch Großorganisat1io-heit machen. Im Königreıich Bayern WAar die Loyalıtät 1C  a nennen” Von ıhnen wırd eiınerseılts Dienstleistung,ZU Königshaus durchaus mMIt dauerndem Schimpfen Versorgung eErwartetl, anderseıts fürchtet INa  —_ dıe instıtu-über dieses verbunden. Irotzdem WAar der Könıg uUunNnNum- tionelle Überwältigung durch s1€, die „Kolonisierung derstrıttenes Identitizıerungssymbol. Wıe weıt solche Identi- Lebenswelt“ (Jürgen Habermas) durch S1e oder Sal die In-tikation 1m heutigen Staat noch möglıch ISt, WIeWEeIt fragestellung der Exıstenzbedingungenüberhaupt noch solche wırksamen Symbole 1bt, 1ST i1ıne
andere Frage. Jedenfalls sınd die Gelegenheıten, eL- Hättich: Dies 1St eın wichtiger Punkt,; der nıcht NUur den
W as Z Ausdruck kommt, selten. Staat, sondern das Verhältnis ZUr OÖffentlichkeit, Zzu  n DPo-

lıtık insgesamt berührt; das hebt ber den MangelMu(ßß der demokratische Staat nıcht VO  S vornhereın Komplexıitätsreduktion durch Symbole nıcht auf Im Ge-weıtgehend ohne solche Identitikationssymbole auskom- genteıl! Das Problem wırd her noch verschärtft, weıl
111e  - DZW., WEeNnNn S1€e raucht oder der Bürger S1e
braucht, mu{fß dann nıcht eın eher unauffälliger Gebrauch dıe inneren Solıdarıtätsstrukturen 1m (GGemeimwesen G -

schwächt werden. Alle Großorganisationen, auch derdavon gemacht werden? Staat, werden heute als riesige Dienstleistungsbetriebe
Hättich: Was heißt da mu{($? Brauchen Menschen be] aller gesehen, be1 denen INa  —_ Leistungen abruft. In S1e mu{(ß
Zurechnung Grupplerungen, Rıchtungen, Gemeın- INa  > ZWAaTr, ın 1ne Versicherung, LWAS hineingeben,
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on kommt nıchts heraus. Aber da{fß 190028  ; sıch dabel gCc- Es kann eıner zusätzlichen Belastung werden,
genselt1g hılft, dieses Bewußtsein droht verlorenzugehen. WEeEeNnNn „die” Wırtschaftspolitik die Tarıfpartner machen,
Und passıert gyleich zweiıerleı: Dıiıe Großorganisationen, ber der Staat S$1e vera  rten hatInterview  327  sonst kommt nichts heraus. Aber daß man sich dabei ge-  HK: Es kann zu einer zusätzlichen Belastung werden,  genseitig hilft, dieses Bewußtsein droht verlorenzugehen.  wenn „die“ Wirtschaftspolitik die Tarifpartner machen,  Und so passiert gleich zweierlei: Die Großorganisationen,  aber der Staat sie zu verantworten hat ...  auch die Großorganisation Staat, bekommen in den Au-  Hättich: Auch das.  gen der Menschen ein inhumanes Gesicht, und speziell  der Staat wird als Dienstleistungsapparat überlastet ...  HK: Aber Infarktgefahr droht erst dann, wenn der Staat  durch Wirtschaftsinteressen ausgepreßt oder manipuliert  HK: So gesehen, wäre der Ruf weg von den Großorgani-  werden kann. Und das gilt wohl nicht nur im Verhältnis  sationen bei gleichzeitiger Zuwendung zu kleinen, über-  schaubaren Gebilden ein bemerkenswerter Weg der  zur Wirtschaft, sondern zu jeder den Staat konditionie-  renden autonomen Gesellschaftsmacht, z.B. im Verhält-  Vermenschlichung. Aber lassen unsere technologischen  Voraussetzungen eine solche Entwicklung zu?  nis zur Rüstungsindustrie ...  Hättich: Gewiß, wobei es im Falle der Rüstungsindustrie  Hättich: Ich bin da skeptisch. Die These „machen wir alles  Verwerfungen besonderer Art geben kann. Z.B. kann es  kleiner“ hat zwar einiges für sich. In Gemeinden, in Stadt-  teilen läßt sich manches menschennäher organisieren, und  so laufen, daß ein großer Rüstungskonzern den Staat  oder das Verteidigungsministerium bekniet mit der Pa-  das Gemeinwesen mag auf Stadtteilfesten anschaulicher  werden. Aber Großgesellschaften lassen sich in ihrer Ord-  role, es brauche ein ganz anderes Verteidigungssystem,  also etwa ausschließlich solche Waffen, die allein zur Ver-  nung nicht so dezentralisieren, daß sie in kleinen Berei-  chen überschaubar werden. Ich habe da kein Rezept, ich  teidigung geeignet sind. Ein solches Konzept ist heutigem  Denken sehr sympathisch. Wenn da Techniker kommen  sehe nur das Problem.  und sagen, es lassen sich Waffensysteme konstruieren, die  HK: Mir scheint die Identifikation des Staates als Ge-  wirklich nur zur Verteidigung taugen, dann wird das im  meinwohlgaranten mit Großorganisationen autonomer  Sinne von Friedensliebe recht positiv gesehen. Dazu kann  Gesellschaftsmacht um so problematischer zu sein, als der  es dann auch noch heißen: Wenn ihr uns dieses Projekt  Staat gerade so, z.B. im Verhältnis zu wirtschaftlichen  nicht abkauft, dann bekommen wir 6000 Arbeitslose zu-  Großorganisationen, besonders schlecht dasteht. Jemand  sätzlich. So wird das Projekt noch zwingender ...  hat es auf die Formel gebracht: Die Wirtschaft wirtschaf-  HK: Das Problem läge dann in der Überformung einer  tet, aber der Staat muß für die Folgen aufkommen  politischen Entscheidung durch militärische Zwecke mit  Hättich: Das muß man sehr differenziert sehen. Man sagt  beschäftigungspolitischen Argumenten?  so leichthin, der Staat sei ja gar nicht der, der entscheide;  Hättich: Sie können auch sagen, es handle sich um eine  er sei mehr, als Politiker zugeben, von wirtschaftlichen  Überformung ökonomischer Zwecke durch militärische  Kräften abhängig. Dies ist nicht falsch, aber im Einzelfall  Argumente. Solche wechselseitigen Überformungen sind  zu prüfen. Dabei ist zu beachten, daß die Funktion ja  nichts Besonderes und kommen in allen Lebensbereichen  bleibt. Auch wenn ich eines Tages aufwache und fest-  vor  stelle, das und das macht gar nicht mehr der Staat, son-  dern die Wirtschaft, ändert das nichts an der Funktion.  Wenn ich Politik übersetze als Produktion von allgemein-  „Leiden wird als ungerecht  verbindlichen Entscheidungen, dann bleibt die Funktion  empfunden, das es staatlich zu  unabhängig davon, wer sie wahrnimmt. Ein klassisches  Beispiel dafür ist die Tarifhoheit. Hier werden de facto  beheben gilt“  allgemeinverbindliche Entscheidungen getroffen, ohne  HK: Herr Professor Hättich, eine Problemzone, vermut-  daß die Tarifpartner, wenn er nicht selbst wie beim öf-  lich eine der wichtigsten, haben wir bisher nicht berührt.  fentlichen Dienst „Partei“ ist, den Staat brauchen  Sie verweist ein wenig ins Metaphysische, wenn nicht ins  HK: Läßt das den Schluß zu, daß es letztlich egal sei, ob  Theologische. Worum es geht: Wir haben es zwar weitge-  und in welcher Form die Tarifhoheit erhalten bleibt?  hend aufgegeben, im Staat eine Art höheres Wesen zu se-  hen, dem sich der Bürger in allem unterzuordnen hat.  Hättich: Das ist eine pragmatische Frage ...  Dafür geben sich säkulare Menschen vielfach nicht mehr  HK: Ist es eine pragmatische Frage?  damit zufrieden, daß der Staat Rahmenbedingungen  Hättich: In unserem Zusammenhang ist es nur scheinbar  schafft, damit jeder seine Lebenschance nutzen kann, son-  dern sie erwarten vom Staat die wohlfahrtsstaatliche Ga-  eine grundsätzliche Frage. Betrachtet man nämlich den  Staat in erster Linie als das System der Gesellschaft, in  rantierung persönlichen Glücks. Steckt darin die eigentli-  che Überforderung des Staates?  dem allgemeinverbindliche Entscheidungen getroffen  werden, dann ändert sich an den Funktionen prinzipiell  Hättich: Dies scheint mir ein ganz entscheidendes Stich-  nichts, wenn sie von Einrichtungen übernommen werden,  wort zu sein. Wir können hier das Schicksal des Begriffs  die man mit Hilfe anderer Kriterien vom Staat unterschei-  „Glück“ in der neuzeitlichen Entwicklung nicht verfol-  det. Unser Problem ist die Belastung oder Überlastung  gen. Man müßte da wahrscheinlich beim aufklärerischen  des gesamtgesellschaftlichen Entscheidungssystems.  Vertrauen in die Vernunft ansetzen. Der Mensch wird ge-auch die Großorganısation Staat, bekommen in den Au- Hättich: Auch das
SCH der Menschen eın inhumanes Gesiıcht, un: spezıell
der Staat wırd als Dienstleistungsapparat überlastetInterview  327  sonst kommt nichts heraus. Aber daß man sich dabei ge-  HK: Es kann zu einer zusätzlichen Belastung werden,  genseitig hilft, dieses Bewußtsein droht verlorenzugehen.  wenn „die“ Wirtschaftspolitik die Tarifpartner machen,  Und so passiert gleich zweierlei: Die Großorganisationen,  aber der Staat sie zu verantworten hat ...  auch die Großorganisation Staat, bekommen in den Au-  Hättich: Auch das.  gen der Menschen ein inhumanes Gesicht, und speziell  der Staat wird als Dienstleistungsapparat überlastet ...  HK: Aber Infarktgefahr droht erst dann, wenn der Staat  durch Wirtschaftsinteressen ausgepreßt oder manipuliert  HK: So gesehen, wäre der Ruf weg von den Großorgani-  werden kann. Und das gilt wohl nicht nur im Verhältnis  sationen bei gleichzeitiger Zuwendung zu kleinen, über-  schaubaren Gebilden ein bemerkenswerter Weg der  zur Wirtschaft, sondern zu jeder den Staat konditionie-  renden autonomen Gesellschaftsmacht, z.B. im Verhält-  Vermenschlichung. Aber lassen unsere technologischen  Voraussetzungen eine solche Entwicklung zu?  nis zur Rüstungsindustrie ...  Hättich: Gewiß, wobei es im Falle der Rüstungsindustrie  Hättich: Ich bin da skeptisch. Die These „machen wir alles  Verwerfungen besonderer Art geben kann. Z.B. kann es  kleiner“ hat zwar einiges für sich. In Gemeinden, in Stadt-  teilen läßt sich manches menschennäher organisieren, und  so laufen, daß ein großer Rüstungskonzern den Staat  oder das Verteidigungsministerium bekniet mit der Pa-  das Gemeinwesen mag auf Stadtteilfesten anschaulicher  werden. Aber Großgesellschaften lassen sich in ihrer Ord-  role, es brauche ein ganz anderes Verteidigungssystem,  also etwa ausschließlich solche Waffen, die allein zur Ver-  nung nicht so dezentralisieren, daß sie in kleinen Berei-  chen überschaubar werden. Ich habe da kein Rezept, ich  teidigung geeignet sind. Ein solches Konzept ist heutigem  Denken sehr sympathisch. Wenn da Techniker kommen  sehe nur das Problem.  und sagen, es lassen sich Waffensysteme konstruieren, die  HK: Mir scheint die Identifikation des Staates als Ge-  wirklich nur zur Verteidigung taugen, dann wird das im  meinwohlgaranten mit Großorganisationen autonomer  Sinne von Friedensliebe recht positiv gesehen. Dazu kann  Gesellschaftsmacht um so problematischer zu sein, als der  es dann auch noch heißen: Wenn ihr uns dieses Projekt  Staat gerade so, z.B. im Verhältnis zu wirtschaftlichen  nicht abkauft, dann bekommen wir 6000 Arbeitslose zu-  Großorganisationen, besonders schlecht dasteht. Jemand  sätzlich. So wird das Projekt noch zwingender ...  hat es auf die Formel gebracht: Die Wirtschaft wirtschaf-  HK: Das Problem läge dann in der Überformung einer  tet, aber der Staat muß für die Folgen aufkommen  politischen Entscheidung durch militärische Zwecke mit  Hättich: Das muß man sehr differenziert sehen. Man sagt  beschäftigungspolitischen Argumenten?  so leichthin, der Staat sei ja gar nicht der, der entscheide;  Hättich: Sie können auch sagen, es handle sich um eine  er sei mehr, als Politiker zugeben, von wirtschaftlichen  Überformung ökonomischer Zwecke durch militärische  Kräften abhängig. Dies ist nicht falsch, aber im Einzelfall  Argumente. Solche wechselseitigen Überformungen sind  zu prüfen. Dabei ist zu beachten, daß die Funktion ja  nichts Besonderes und kommen in allen Lebensbereichen  bleibt. Auch wenn ich eines Tages aufwache und fest-  vor  stelle, das und das macht gar nicht mehr der Staat, son-  dern die Wirtschaft, ändert das nichts an der Funktion.  Wenn ich Politik übersetze als Produktion von allgemein-  „Leiden wird als ungerecht  verbindlichen Entscheidungen, dann bleibt die Funktion  empfunden, das es staatlich zu  unabhängig davon, wer sie wahrnimmt. Ein klassisches  Beispiel dafür ist die Tarifhoheit. Hier werden de facto  beheben gilt“  allgemeinverbindliche Entscheidungen getroffen, ohne  HK: Herr Professor Hättich, eine Problemzone, vermut-  daß die Tarifpartner, wenn er nicht selbst wie beim öf-  lich eine der wichtigsten, haben wir bisher nicht berührt.  fentlichen Dienst „Partei“ ist, den Staat brauchen  Sie verweist ein wenig ins Metaphysische, wenn nicht ins  HK: Läßt das den Schluß zu, daß es letztlich egal sei, ob  Theologische. Worum es geht: Wir haben es zwar weitge-  und in welcher Form die Tarifhoheit erhalten bleibt?  hend aufgegeben, im Staat eine Art höheres Wesen zu se-  hen, dem sich der Bürger in allem unterzuordnen hat.  Hättich: Das ist eine pragmatische Frage ...  Dafür geben sich säkulare Menschen vielfach nicht mehr  HK: Ist es eine pragmatische Frage?  damit zufrieden, daß der Staat Rahmenbedingungen  Hättich: In unserem Zusammenhang ist es nur scheinbar  schafft, damit jeder seine Lebenschance nutzen kann, son-  dern sie erwarten vom Staat die wohlfahrtsstaatliche Ga-  eine grundsätzliche Frage. Betrachtet man nämlich den  Staat in erster Linie als das System der Gesellschaft, in  rantierung persönlichen Glücks. Steckt darin die eigentli-  che Überforderung des Staates?  dem allgemeinverbindliche Entscheidungen getroffen  werden, dann ändert sich an den Funktionen prinzipiell  Hättich: Dies scheint mir ein ganz entscheidendes Stich-  nichts, wenn sie von Einrichtungen übernommen werden,  wort zu sein. Wir können hier das Schicksal des Begriffs  die man mit Hilfe anderer Kriterien vom Staat unterschei-  „Glück“ in der neuzeitlichen Entwicklung nicht verfol-  det. Unser Problem ist die Belastung oder Überlastung  gen. Man müßte da wahrscheinlich beim aufklärerischen  des gesamtgesellschaftlichen Entscheidungssystems.  Vertrauen in die Vernunft ansetzen. Der Mensch wird ge-Aber Infarktgefahr droht TSL dann, WEEeNN der Staat
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Voraussetzungen iıne solche Entwicklung z7u ” N1S ZUT RüstungsindustrıieInterview  327  sonst kommt nichts heraus. Aber daß man sich dabei ge-  HK: Es kann zu einer zusätzlichen Belastung werden,  genseitig hilft, dieses Bewußtsein droht verlorenzugehen.  wenn „die“ Wirtschaftspolitik die Tarifpartner machen,  Und so passiert gleich zweierlei: Die Großorganisationen,  aber der Staat sie zu verantworten hat ...  auch die Großorganisation Staat, bekommen in den Au-  Hättich: Auch das.  gen der Menschen ein inhumanes Gesicht, und speziell  der Staat wird als Dienstleistungsapparat überlastet ...  HK: Aber Infarktgefahr droht erst dann, wenn der Staat  durch Wirtschaftsinteressen ausgepreßt oder manipuliert  HK: So gesehen, wäre der Ruf weg von den Großorgani-  werden kann. Und das gilt wohl nicht nur im Verhältnis  sationen bei gleichzeitiger Zuwendung zu kleinen, über-  schaubaren Gebilden ein bemerkenswerter Weg der  zur Wirtschaft, sondern zu jeder den Staat konditionie-  renden autonomen Gesellschaftsmacht, z.B. im Verhält-  Vermenschlichung. Aber lassen unsere technologischen  Voraussetzungen eine solche Entwicklung zu?  nis zur Rüstungsindustrie ...  Hättich: Gewiß, wobei es im Falle der Rüstungsindustrie  Hättich: Ich bin da skeptisch. Die These „machen wir alles  Verwerfungen besonderer Art geben kann. Z.B. kann es  kleiner“ hat zwar einiges für sich. In Gemeinden, in Stadt-  teilen läßt sich manches menschennäher organisieren, und  so laufen, daß ein großer Rüstungskonzern den Staat  oder das Verteidigungsministerium bekniet mit der Pa-  das Gemeinwesen mag auf Stadtteilfesten anschaulicher  werden. Aber Großgesellschaften lassen sich in ihrer Ord-  role, es brauche ein ganz anderes Verteidigungssystem,  also etwa ausschließlich solche Waffen, die allein zur Ver-  nung nicht so dezentralisieren, daß sie in kleinen Berei-  chen überschaubar werden. Ich habe da kein Rezept, ich  teidigung geeignet sind. Ein solches Konzept ist heutigem  Denken sehr sympathisch. Wenn da Techniker kommen  sehe nur das Problem.  und sagen, es lassen sich Waffensysteme konstruieren, die  HK: Mir scheint die Identifikation des Staates als Ge-  wirklich nur zur Verteidigung taugen, dann wird das im  meinwohlgaranten mit Großorganisationen autonomer  Sinne von Friedensliebe recht positiv gesehen. Dazu kann  Gesellschaftsmacht um so problematischer zu sein, als der  es dann auch noch heißen: Wenn ihr uns dieses Projekt  Staat gerade so, z.B. im Verhältnis zu wirtschaftlichen  nicht abkauft, dann bekommen wir 6000 Arbeitslose zu-  Großorganisationen, besonders schlecht dasteht. Jemand  sätzlich. So wird das Projekt noch zwingender ...  hat es auf die Formel gebracht: Die Wirtschaft wirtschaf-  HK: Das Problem läge dann in der Überformung einer  tet, aber der Staat muß für die Folgen aufkommen  politischen Entscheidung durch militärische Zwecke mit  Hättich: Das muß man sehr differenziert sehen. Man sagt  beschäftigungspolitischen Argumenten?  so leichthin, der Staat sei ja gar nicht der, der entscheide;  Hättich: Sie können auch sagen, es handle sich um eine  er sei mehr, als Politiker zugeben, von wirtschaftlichen  Überformung ökonomischer Zwecke durch militärische  Kräften abhängig. Dies ist nicht falsch, aber im Einzelfall  Argumente. Solche wechselseitigen Überformungen sind  zu prüfen. Dabei ist zu beachten, daß die Funktion ja  nichts Besonderes und kommen in allen Lebensbereichen  bleibt. Auch wenn ich eines Tages aufwache und fest-  vor  stelle, das und das macht gar nicht mehr der Staat, son-  dern die Wirtschaft, ändert das nichts an der Funktion.  Wenn ich Politik übersetze als Produktion von allgemein-  „Leiden wird als ungerecht  verbindlichen Entscheidungen, dann bleibt die Funktion  empfunden, das es staatlich zu  unabhängig davon, wer sie wahrnimmt. Ein klassisches  Beispiel dafür ist die Tarifhoheit. Hier werden de facto  beheben gilt“  allgemeinverbindliche Entscheidungen getroffen, ohne  HK: Herr Professor Hättich, eine Problemzone, vermut-  daß die Tarifpartner, wenn er nicht selbst wie beim öf-  lich eine der wichtigsten, haben wir bisher nicht berührt.  fentlichen Dienst „Partei“ ist, den Staat brauchen  Sie verweist ein wenig ins Metaphysische, wenn nicht ins  HK: Läßt das den Schluß zu, daß es letztlich egal sei, ob  Theologische. Worum es geht: Wir haben es zwar weitge-  und in welcher Form die Tarifhoheit erhalten bleibt?  hend aufgegeben, im Staat eine Art höheres Wesen zu se-  hen, dem sich der Bürger in allem unterzuordnen hat.  Hättich: Das ist eine pragmatische Frage ...  Dafür geben sich säkulare Menschen vielfach nicht mehr  HK: Ist es eine pragmatische Frage?  damit zufrieden, daß der Staat Rahmenbedingungen  Hättich: In unserem Zusammenhang ist es nur scheinbar  schafft, damit jeder seine Lebenschance nutzen kann, son-  dern sie erwarten vom Staat die wohlfahrtsstaatliche Ga-  eine grundsätzliche Frage. Betrachtet man nämlich den  Staat in erster Linie als das System der Gesellschaft, in  rantierung persönlichen Glücks. Steckt darin die eigentli-  che Überforderung des Staates?  dem allgemeinverbindliche Entscheidungen getroffen  werden, dann ändert sich an den Funktionen prinzipiell  Hättich: Dies scheint mir ein ganz entscheidendes Stich-  nichts, wenn sie von Einrichtungen übernommen werden,  wort zu sein. Wir können hier das Schicksal des Begriffs  die man mit Hilfe anderer Kriterien vom Staat unterschei-  „Glück“ in der neuzeitlichen Entwicklung nicht verfol-  det. Unser Problem ist die Belastung oder Überlastung  gen. Man müßte da wahrscheinlich beim aufklärerischen  des gesamtgesellschaftlichen Entscheidungssystems.  Vertrauen in die Vernunft ansetzen. Der Mensch wird ge-Hättich: Gewiß, wobe!I 1mM alle der RüstungsindustrieHättich: Ich bın da skeptisch. Die These „machen WITr alles Verwerfungen besonderer Art geben kann kann
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Ist ıne pragmatısche Frage? damıt zufrieden, da{fß der Staat Rahmenbedingungen
Hättich: In UMSECLHECIN Zusammenhang 1St NUur scheinbar scha{ift, damıt jeder seıne Lebenschance utzen kann, SO1M-

dern S$1e erwartien VO Staat dıe wohlfahrtsstaatliche (
i1ne gyrundsätzlıche Frrage. Betrachtet INa  z nämlıch den
Staat 1n ETSLET Linıe als das System der Gesellschaft, ıIn rantıerung persönlıchen Glücks. Steckt darın die eigentlı-

che Überforderung des Staates”
dem allgemeinverbindliche Entscheidungen getroffen
werden, dann ändert sıch den Funktionen prinzıpiell Hättich: Dıies scheint mIır eın Sanz entscheidendes Stich-
nıchts, WECNN s$1e VO Einriıchtungen übernommen werden, WOTTL se1ın. Wır können hıer das Schicksal des Begriffs
die INa  —_ mıt Hılte anderer Kriterien VO Staat untersche1- „Glück“ In der neuzeıtliıchen Entwicklung nıcht vertol-
det Unser Problem 1St die Belastung oder Überlastung gCn Man müfßte da wahrscheinlich beıim aufklärerischen
des gesamtgesellschaftlıchen Entscheidungssystems. Vertrauen INn dıe Vernuntft Der Mensch wırd SCc-
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wıssermaßen durch den Gebrauch seıner Vernunft selnes Letztlich 1St ıne Grundfrage die polıtische
Glückes Schmied. Da der einzelne das individuell]l nıcht Führung, die Exekutive un die Legıslatıve, auch
eısten kann, oll die staatlıch vertafßte Gesellschaft dıe Judıkative, WwIewelt S1e sıch auf den kleinsten gemeın-
können. Ich ylaube schon, dafß die gesteigerten Leistungs- Nenner einläfst oder auf andere Weiıse dazu bei-
rwartungen den Staat mıiı1t den Glückserwartungen 1m ragt, da{fß staatlıches Handeln gefälligkeitsdemokra-

tisch übertordert wırdSınne weltımmanenten Wohlergehens 1e] u  - haben
Das gılt jedenfalls für dıe industriell schon hochentwik-
kelten Regionen der Welt Leiden wırd als Ungerechtig- Hättich: Es 1St zunächst iıne Frage der Qualität der Ent-
keıt empfunden, die staatlıch beheben oalt. scheidung un: insotern natürlıch uch ıne Frage der p -

lıtıschen Führung. Dıie meılsten Leute sehen Ja e1n, dafß
Der Staat, nıcht mehr dıe Relıgion als Miıttel der auch demokratischen Verhältnissen Führung geben

Kontingenzbewältigung? mu{(ß Was Polıitiker hier eısten mUüssen, 1St dıe Kunst, den
rechten Miıttelweg tinden zwıischen einem Führungsan-Hättich: Ich ylaube, das Problem lıegt darın, da{fß Kon- spruch, der seınerseılts überzıeht, der Sal sıch obrıig-tingenz nıcht mehr als Kontingenz erkannt wırd oder da{fß

WIr nıcht mehr 1m Bewußfßtsein der Kontingenz leben Wır keıitsstaatlichen Modellen Orlentliert oder Führungserwar-
tLungen weckt, die den Staat überfordern, un: einemmöchten Instıtutionen haben, welche die Abschaffung der Regierungsstil, der durch polıtische EntscheidungenKontingenz vortäuschen. Und natürlıch richten sıch sol- überzeugt. Mır WAar sehr sympathısch, da{fß der rühereche Erwartungen In erstier Linıe den Staat. Bundeskanzler ablehnte, geıistige Führung überneh-

Haben sıch Polıtiker, Parteıen, auch Parlamente ICN Wer sıch auf solches einlä{fst oder Sar i1ne geIst1g-
nıcht längst auf dıe Erwartung solcher Leistungen einge- moralısche Wende polıtisch herbeiführen will,; überfor-
tellt, indem S1Ee sıch In die Rolle unıversaler Wohlfahrs- dert natürlich nıcht 1Ur den Staat, sondern zuvorderst
veranstalter fügen nach dem Motto das sınd gesellschaft- sıch selbst
lıche Bedürfnisse; ihnen mussen WITr entsprechen, und WIr
schaffen auch? „Die große Entscheidung g1bt
Hättich: Diese Attiıtüde salolı C un: S1e 1STt INn der Tat ıne nıcht“
Irreführung. Wır werden unNs auch da bedarf elınes 1N- Funktionsüberlastung des Staates auf der eınen,tensıven Lernprozesses eshalb wıeder daran yewöhnen
mUussen, die renzen der Wırksamkeit des Staates anders Miıfstrauen eım Staatsbürger auf der anderen Seılte. Die

AÄAntwort kann 1UTr heißen: funktional entlasten und Ver-zıiehen. Als Humboldt diese renzen zıehen suchte, Lrauen schaffen. Aber wIıe ” Um eım ersten anzuseiLizenZing noch VO Ansatz der Bürgerfreiheıit aus Davon Mu(ßß eın Staat, der iıne komplexe Gesellschaft ordnenkönnen WIr beım heutigen Interventionsstaat SAr nıcht und führen hat, nıcht alleın schon 4U S staatspolıtischenmehr reden. Es ware ber schon 1e] NNCNH, WEeNN WIr Gründen auf unternehmerische Funktionen 1m WIrt-
uns vergegenwärtigten, da{fß das nıcht ad intiınıtum weıter- schaftlıchen Bereich möglıchst weıtgehend verzichten?gehen kann: das ständiıge Übernehmen VO Aufgaben, das
ständige UÜbernehmen VO Absıcherungen. Und Politiker Hättich: Man mu{fß hıer die Eigentumsfrage un: die Art,
werden sıch wıeder daran gewöhnen mUussen, nıcht immer In der eın Unternehmen auf dem Markt auftrıtt, 1 -
1mM (Gestus des „ Wır machen das schon“ aufzutreten, SOM - scheiden. Auch eın staatlıches Unternehmen kann In den
dern gelegentlıch auch deutlich SCNH, die renzen Marktprozeßlß integriert se1ln. Andererseıits haben WIr
sınd. Die Leute akzeptieren das dann ırgendwann auch. dem Natıionalsoz1ialısmus rlebt, da{fß INa  s gyroße Wırt-

schaftsbereiche zentralıstisch planen kann, ohne diıeSehen S1Ee in den gegenwärtigen soz1ıalstaatlıchen Re- rechtliche Eıgentumsstruktur wesentliıch verändern.formen, w1e€e S1e VO  S der Bundesregierung angestrebt WEeETI- Wo marktwirtschaftliche Elemente, Konkurrenz undden, dıe Rentenfinanziıerungsreform, die Finanzıerungs- Eıgeninteresse 1INns Spıel kommen, läuft immer auf UWn-reform des Gesundheıitswesens solche Beıispıiele? der ternehmensgesellschaften Z, die nıcht mehr eintach Staatsınd eher Beıispiele dafür, W1e€e INa  5 sıch 1m Lauf der In- sıind. Das Afßt sıch gegenwärtıg 1mM Ostblock sehr gul be-teressenabklärung Verzicht auf wirkliche Reform- obachten: 1ın Ungarn, In China, selbst 1n der SowJetunıion.eftekte schließlich auf den kleinsten gemeınsamen Nen- Am Ende elınes gradualıstischen Prozesses steht dann
MC ein1gt? doch immer der Selbstunternehmer. Allerdings haben S1e
Hättich: Gewiß entsteht der Eindruck un: nıcht 1U  _ der recht: aus staatspolıtıschen Gründen sollte INa  —_ be1 uns

Eındruck, dies se]len wıeder einmal Musterbeıspiele, WI1e€e staatlıche Unternehmertätigkeit möglıchst reduzıeren.
durch die Pluralıtät der intervenıerenden Interessen die ber müssen natürlıich auch immer Regionen
Lösung elınes großen Problemzusammenhangs auf das g - werden, keine ewınne erzielen sınd Man kann
rade noch gemeınsam vertretbare Mınımum herunter- auch nıcht VO  — heute auf INOTSCH das Verhältnis Staat
transponıert wiırd. Aber vielleicht hat Norbert Blüm nıcht Gesellschaft völlıg 11CcC  e nach Subsidiarıtätskriterien ord-
Sanz unrecht, WENN für sıch feststellt, WeNnNn alle Oorganı- NCNn Den großen Entscheidungsakt o1bt nıcht. Wır
s]ıerten Interessengruppen SCHCNH eın Projekt anschreıen, muüssen 1Ur versuchen, wenı1gstens das Tempo be1 der Zu-
könne dieses In seiner Substanz verkehrt nıcht se1ln. nahme VO Staatsaufgaben möglıchst überall drosseln.
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Wer einer stärkeren Selbstbeteiligung der Versicher- Vertrauen schaffen WAar die zweıte Perspektive. Läfßt
en den Gesundheitskosten das Wort redet, sıch sıch Vertrauen schaffen durch Enttäuschung solcher Er-
bereıts dem Vorwurf des Abbaus sozlalstaatlicher IDar Wwartungen In die unbegrenzte Regelungsfähigkeit? Und
Stungen AaUS Es könnte aber auch ein GRSLET. Schritt WI1e äft sıch LWAas auf humane Weıiıse machen?
mehr Selbstverantwortung un damıiıt Sıcherung der frei- Hälttıich: Langiristig halte ich schon für möglıch, Ver-heıitlichen Grundlagen sozılalstaatlicher Vorsorge gein sprechungen VO  S! Erfüllungen reduzieren. Dabe!] ISt
Hättich: Letzteres würde ich sehr unterschreıben. Wır beachten, daß die Erwartungen nıcht A4US heiterem Hım-
können damıt das Problem nıcht lösen, aber wäre mel gekommen sınd. Die Polıitik 1St nıcht überrumpeltschon eın erstiter „gradueller“ Schritt. worden VO den ständıg wachsenden Erwartungen, S$1e hat

S1e selber mıt kultiviert. Es 1St Jeweıls eın schönes Zıel
gCN, Bürgerinnen und Bürger, wählt UunNns, dann wiıird Al-„Auf lange Sıcht wırd dıe les noch viel besser. Da{iß da eın schwieriger Umlernpro-überwiegende Mehrheit mıtzıehen“ zeßß einsetzen mudßs, steht außer Frage. Wır werden eın
Paar Durststrecken durchstehen mussen. Manche werdenWıe beurteilen S1e angesichts lauter werdender Kla-

SCH über die Tendenz des Rechtsstaates immer weıte- gCN, dann wählen WITr eben diese un: diese Parteı nıcht
mehr, oder WITr leiben Hause. Aber autf lange SıchtSE Verrechtlichung un: angesichts des Postulats Funk-

tiıonsentlastung des Staates, auch des staatlıchen Rechts, wırd die überwiıegende Mehrheit mıtzıehen, WECNnN DPar-
telen beim Versprechen VO  e Staatsleistungen oder staatlı-die geplante straftfrechtliche Verfolgung der Vergewaltı- chen garantıerten Leistungen vorsichtiger werden.SUungs 1n der Ehe? Das Abtreibungsstrafrecht hat INa  — miıt

dem Argument, Stratfrecht oreife da ohnehin nıcht, weIlt- Könnte se1n, da{fß künftig die „Enttäuschung”
gehend hıberalisiert. Soll Strafrecht 1n einem nıcht mınder hochgeschraubter, maxımalısierter Erwartungen ıIn die
intımen Bereich U doch plötzlıch greifen? Leistungstähigkeit des Staates un staatlıcher Regelungen

selbst ZUuUr Staatsaufgabe wırd?Hättich: Ich ylaube, WIr sınd uns eIN1g, da{fßs Vergewaltı-
sSung 1n der Ehe iıne schliımme Sache 1St. Wır sınd uns Hättıch: Es werden sicher Anstrengungen des Staates NOL-
aber offenbar auch arüber eiInN1e, dafß mıt dem Strafrecht wendıg werden, dıe Leute daran gewöhnen, dafß
iın diıesem Fall wen1g auszurichten ISt Politiker taten gul mıt der Vermehrung VO  — Staatsaufgaben un: staatlıchen
daran, dies auch CN Wenn INa  z ennoch meınt, das Regelungen nıcht 1MmM bısherigen Tempo weıtergehen
rechtlich, stratfrechtlich eıgens regeln müssen, dann kann. Nur wırd das nıcht mıt Redeaufwand machen
hängt das mI1t der Vorstellung ZUSamMMECN, da{fß der Staat se1n, sondern 1U  — miıt sukzessıvem Herunterschrauben.
Gerechtigkeit 1m vollen Sınne un möglıchst vollständıg Als der Olschock kam, hıelß C Jetzt breche die Wırtschaft
herstellen kann un: damıt mMIıt der vorhin besprochenen ZUSAaAMMEN, der Lebensstandard werde rapıde sinken. Es
rechtlichen Einforderung persönlichen Glücks. Und das kam überhaupt nıcht ber wurde auch nıcht mehr
geht ben nıcht. In meıner Schulzeit waäare noch nıemand ganz w1e vorher. Man ebt und verhält sıch doch energle-
auf die Idee gekommen, SCH eiıner Note VOT dem Ver- polıtısch und auch on ın manchen Punkten bewußter,
waltungsgerıicht klagen. Ich WAar mıt vielen Noten nıcht ressourcenschonender. Eın solcher Gewöhnungsprozelßs
zufriıeden, aber auf die dee klagen kamen WIFr damals könnte auch 1m Umgang mıt der Ressource Staatsleistung
noch nıcht. weıterhelfen.

Standort Bundesrepublık
Verantwortung für die Zukunft
Eıne ede Rıchard VO  —_ Weıizsäckers VOT dem BDI
UUnter dem Titel „Gemeinsame Verantwortung WDOoNn Politik Von Ihren Stichworten greife ich die Internationalısıe-
UN Wırtschaft für dıe Zukunft“ hielt Bundespräsident Rı- rung der Märkte auf Ich nehme S1€e ZUuU Ausgangspunkt,
chard DO  x Weizsaäcker Junı DOTr der Jahrestagung des weıl S1e sıch mIıt elementarer Dynamık ausbreıtet un: auch
Bundes der deutschen Industrie e1Ine Ansprache, M] der mAı1t be] uns unwıderstehlich vordringt. SI1e 1St tür uns lebens-
Eindrücklichkeit VO  S der Bundesrepublik als wirtschaftlich- notwendiıg, S1e 1St voller Chancen, ber auch voller Här-
technologischem UN human-sozıalem Potential sprach, das te  =) S1e 1sSt die Folge davon, da{fß dıe Weltrt gelernt hat, den
In der gegenwärtıigen technologischen UN wirtschaftlıchen Entfernungen hre Bedeutung un: Kosten nehmen.
Umbruchsituation nulzen und kräftigen gelte. Wır do- Von der Einführung der Dampfischiffe, die den Welt-
kumentieren den leicht gekürzten Text der Ansprache. agrarhandel einleıtete, bıs ZUr Telekommunikation, die


